
 

 

Bundeskanzleramt 
BKA – I/8 (Technologie- und Datenmanagement,  
Cybersicherheit und Krisenrechenzentrum) 
Ballhausplatz 2 
1010 Wien 
Per E-Mail: nis@bka.gv.at  

Wien, am 30.4.2024 
 

Netz- und Informationssystemsicherheitsgesetz 2024 – NISG 2024; 
Telekommunikationsgesetz, Gesundheitstelematikgesetz, Änderung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Die Bundeskonferenz der Freien Berufe Österreichs bedankt sich für die Zusendung und 
Möglichkeit der Begutachtung und übermittelt dazu folgende 
 

S T E L L U N G N A H M E 
 
Der vorliegende Entwurf betrifft in direkter Anwendung bzw. nachgeordneten Einheiten die 
österreichische Wirtschaft und Verwaltung und somit auch die Interessen der Freien Berufe 
und deren Selbstverwaltungskörper und es wird um Überarbeitung hinsichtlich folgender 
Bereiche ersucht:    
 
Nicht weisungsgebundene Selbstverwaltungskörper:  
Als Bundeskonferenz der Freien Berufe gehen wir davon aus, dass unsere Freiberufs-
kammern (Bund/Land) als nicht weisungsgebundene Selbstverwaltungskörper auch nicht 
von den Pflichten des Gesetzes erfasst werden. Hier wäre eine gesetzliche Klarstellung – 
ähnlich wie § 24 Abs 3 oder 6 – mit der Ergänzung: „sowie Selbstverwaltungskörper wie die 
Kammern der Freien Berufe Österreichs“ wünschenswert.  
 
Unabhängigkeit der Behörde sowie eingeschränkte Einsichts- bzw. Kontrollrechte  
Die neue Cybersicherheitsbehörde wird mit umfassenden Einsichts-, Eingriffs- und 
Kontrollrechten ausgestattet und muss als weisungsfreie Behörde aufgestellt werden. Hier 
ist klar zu definieren, dass alle Handlungen und Befugnisse nur innerhalb rechtsstaatlicher 
Gesetze bzw. Rahmen sowie im Zuge eines genau definierten Prüfplanes erfolgen dürfen. 
Die Einschau auf die Netz- und Informationssysteme hat hierbei nur in Form eines 
gemeinsamen „Audits“ mit der Einrichtung und nicht direkt bzw. eigenständig zu erfolgen. 
Jegliche Zugriffe auf Systeme und Daten, die im Besonderen nur den zuständigen 
(Strafverfolgungs-)Behörden mit genehmigten (richterlichen) Durchsuchungsbeschluss 
zustehen, dürfen nicht gestattet werden.    
 
Als Freie Berufe unterliegen wir besonderen Verschwiegenheitspflichten und haben diese mit 
allen zur Verfügung stehenden Mitteln schon von Berufs wegen zu beschützen und zu 
wahren. Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse (unternehmerische Aufzeichnungen sowie 
persönliche bzw. gesundheitsrelevante Kunden-Daten müssen bei behördlichen 
Einsichtnahmen ausgenommen werden. 



 

 
Nicht noch mehr Bürokratieaufwand 
Da der gegenwärtige Bürokratieaufwand bereits immens und geradezu toxisch für den 
Wirtschaftsstandort Österreich ist, darf mit dem vorliegenden Gesetzesvorhaben den 
Berufsständen bzw. der Wirtschaft insgesamt keine weitere Bürde aufgelastet werden. Der 
bürokratische Aufwand ist so niedrig als möglich zu halten. Demgemäß soll die 
Cybersicherheitsbehörde nicht zu einem Bürokratie-Moloch werden, sondern es sollte durch 
Übernahme von Aufgaben sowie Streichung überflüssiger bzw. paralleler Maßnahmen das 
gegenwärtige System in Anbetracht der DSGVO, DSG, usw. insgesamt verschlankt werden. 
Keinesfalls soll noch mehr an „Gold Plating“ durch vermehrte Bürokratisierung erfolgen – 
derartige weitere bürokratische Belastungen kann sich der Wirtschaftsstandort Österreich 
schlichtweg nicht mehr leisten.  
 
 
Wien, am 30.4.2024 
 
Bundeskonferenz der Freien Berufe 
 
 
 
 
 
BUKO-Präsident Dr. Daniel Alge 
Präsident der Patentanwaltskammer  



Stellungnahme zum Netz- und Informationssystemsicherheitsgesetz 2024 -
NISG 2024
GZ: 2024-0-220-735

Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Österreichische Apothekerkammer nimmt zum Ministerialentwurf betreffend Bundesgesetz, 

mit dem ein Bundesgesetz zur Gewährleistung eines hohen Cybersicherheitsniveaus von Netz- und 

Informationssystemen (Netz- und Informationssystemsicherheitsgesetz 2024 – NISG 2024) 

erlassen wird und das Telekommunikationsgesetz 2021 und das Gesundheitstelematikgesetz 2012 

geändert werden, wie folgt Stellung:

Zur Einstufung als wesentliche oder wichtige Einrichtung (§ 24)

Gemäß § 24 Abs. 1 lit. d iVm Abs. 3 Z 1 und Abs. 4 gelten als wesentliche Einrichtungen iSd 

Gesetzes Einrichtungen im Sektor der öffentlichen Verwaltung, die zum Zweck eingerichtet 

wurden, im öffentlichen Interesse liegende Aufgaben nicht gewerblicher Art zu 

erfüllen, und die zudem zur Besorgung von Angelegenheiten der Bundesverwaltung berufen sind 

und entweder als Bundesbehörden eingerichtet wurden oder Rechtspersönlichkeit besitzen.

Gemäß § 1 Abs. 1 Apothekerkammergesetz 2001 ist die „Österreichische Apothekerkammer“ zur 

Vertretung der Apothekerschaft, der selbständigen und der angestellten Apotheker eingerichtet.

Der Zweck ihrer Einrichtung besteht somit eindeutig in der Interessenvertretung und 

Selbstverwaltung des Berufsstandes der Apotheker:innen und nicht in der Erfüllung im 

öffentlichen Interesse liegender Aufgaben. Sie ist daher schon dem klaren 

Gesetzeswortlaut nach nicht als wesentliche oder wichtige Einrichtung iSd § 24 

einzustufen.

An das
Bundeskanzleramt
Abteilung I/8  
Ballhausplatz 2 
1010 Wien 

E-Mail: nis@bka.gv.at

1090 Wien, Spitalgasse 31
T  +43 1 404 14-100
F  +43 1 408 84 40
E recht@apothekerkammer.at

LEG/NOV/2024/001
L/RK

Ansprechpartner:
Mag. Paul Lambauer / DW 141

Wien, 30. April 2024



Erst im Zuge der Verwaltungsreform wurde der Österreichischen Apothekerkammer die 

Zuständigkeit zur Erlassung von Bescheiden im übertragenen Wirkungsbereich übertragen. Dies 

stellt jedoch, wie bereits ausgeführt, eine zusätzliche Aufgabe und nicht den Zweck der Institution 

als solcher dar. Auch in ihren Auswirkungen bleibt die Tätigkeit der Österreichischen 

Apothekerkammer als Behörde der mittelbaren Bundesverwaltung weit hinter der jener Behörden 

zurück, die dem Anwendungsbereich des Gesetzes unterliegen:

So ist die Österreichische Apothekerkammer im übertragenen Wirkungsbereich gemäß § 2a 

Apothekerkammergesetz 2001 zwar zur Anerkennung von ausländischen Ausbildungsnachweisen

zur Ausübung des Apothekerberufes befugt. Allerdings beschränkt sich ihre diesbezügliche 

Zuständigkeit auf einen minimalen praktischen Anwendungsbereich, nämlich im 

Durchschnitt 30 Anerkennungen ausländischer Berufsqualifikationen pro Jahr. Universitäten

führen im Vergleich dazu ein Vielfaches an Nostrifizierungsverfahren durch, sind aber - aus gutem 

Grund - vom Anwendungsbereich des Gesetzes ausgenommen.

Ebenso wie die Hochschulen sind auch Gemeinden und Gemeindeverbände im aktuellen Entwurf 

vom Anwendungsbereich des Gesetzes ausgenommen. Die Österreichische Apothekerkammer 

erlässt zwar im übertragenen Wirkungsbereich Bescheide, diese entfalten aber Auswirkungen von 

begrenzter Relevanz, wie ein Vergleich deutlich erkennen lässt: So kommt die Zuständigkeit zur 

Erteilung von Konzessionen für neu zu gründende öffentliche Apotheken den 

Bezirksverwaltungsbehörden zu – die vom Anwendungsbereich des gegenständlichen Gesetzes 

ausgenommen sind. Nur wenn es um die Übertragung von Konzessionen, die Genehmigung von 

Gesellschafts- oder Pachtverträgen oder die Verlegung bereits bestehender öffentlicher 

Apotheken geht, ist die Österreichische Apothekerkammer zur Bescheiderlassung zuständig. Es 

versteht sich daher von selbst, dass die Auswirkungen der von der Österreichischen 

Apothekerkammer erlassenen Bescheide in ihrer Bedeutung für das öffentliche Gesundheitssystem 

weit hinter den von den Bezirksverwaltungsbehörden erlassenen Bescheiden zurückbleiben. Da die 

Bescheide der Österreichischen Apothekerkammer ausschließlich bereits existierende lokale 

Einrichtungen betreffen, wirken sie sich zudem nur auf lokaler Ebene aus. 

Darüber hinaus sollen gemäß Art. 2 Abs. 2 lit. f. sublit. ii der Richtlinie (EU) 2022/2555 solche 

Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung vom Anwendungsbereich der Richtlinie erfasst werden, 

„die nach einer risikobasierten Bewertung Dienste erbringen, deren Störung 

erhebliche Auswirkungen auf kritische gesellschaftliche oder wirtschaftliche 

Tätigkeiten haben könnten.“

Wollte man das Gesetz so interpretieren, dass die Österreichische Apothekerkammer seinem 

Anwendungsbereich unterläge, wäre dies in Hinblick auf den Regelungszweck und vor dem

Hintergrund, dass Gemeinden und Gemeindeverbände sowie Einrichtungen des Universitäts-, 

Hochschul- und Schulwesens gänzlich vom Anwendungsbereich ausgenommen sind, weder 

verhältnismäßig noch sachgerecht. 



Um derartige Fehlinterpretationen auszuschließen und Rechtssicherheit im Sinne einer 

verfassungskonformen Auslegung des Gesetzes zu schaffen, ersucht die Österreichische 

Apothekerkammer um eine unmissverständliche Klarstellung in § 24, wonach 

Selbstverwaltungskörper wie die Kammern der freien Berufe vom Anwendungsbereich 

ausgenommen sind.

Mit freundlichen Grüßen

HR Mag. iur. Rainer Prinz

(Kammeramtsdirektor) 





















Stellungnahmen zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz zur Gewährleistung 
eines hohen Cybersicherheitsniveaus von Netz- und Informationssystemen (Netz- und Informations-
systemsicherheitsgesetz 2024  NISG 2024) erlassen wird und das Telekommunikationsgesetz 2021 
und das Gesundheitstelematikgesetz2012 geändert werden 
(Geschäftszahl: 2024-0.220.735) 

Sehr geehrter Herr Mag. Spiegel, 

die Kammer der Steuerberater:innen und Wirtschaftsprüfer:innen dankt für die Einladung zur Ab-
gabe einer Stellungnahme zum im Betreff erwähnten Entwurf. 

Stellungnahme 

Das Ziel des Vorhabens  Erhöhung der Cybersicherheit zur Abwehr krimineller Aktivitäten wie Spi-
onage und Sabotage  ist von allgemeingesellschaftlicher Bedeutung und wird dem Grunde nach 
seitens der KSW unterstützt. 

Dabei ist, insb. in Hinblick auf den Regelungszweck der umzusetzenden Richtlinie und die zu wah-
rende Verhältnismäßigkeit in der nationalen Umsetzung, auch darauf zu achten, daß keine überbor-
denden Regelungen geschaffen werden und Behörden nur jene Befugnisse erhalten, die sie unbe-
dingt benötigen. Bei den einer Behörde zugestandenen Befugnissen ist auch auf eine allenfalls mit-
telbare Beeinträchtigung von Rechten Bedacht zu nehmen, insbesondere dann, wenn Rechte von 
Parteienvertreter:innen und deren Mandant:innen betroffen sein können. Ebenso sollten die Auswir-
kungen auf bürokratische Anforderungen und der daraus entstehenden Aufwand für die Betroffenen 
bedacht werden und sichergestellt werden, daß diese in einer entsprechenden Verhältnismäßigkeit 
zum Ziel der Regelungen stehen. 

  

BUNDESKANZLERAMT
Sektion I  Präsidium 
BKA  I/8 (Technologie- und Daten Management, 
Cybersicherheit und Krisenrechenzentrum) 
z.H. Herrn Mag. Arno Spiegel 
Herrengasse 23 
1010 Wien 
NIS@bka.gv.at
recht@bka.gv.at

Sachbearbeiter G. Benesch 

Telefon +43 | 1 | 811 73-0 

E-Mail benesch@ksw.or.at

Datum 30.04.2024 
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Zu § 24: 
 
Die KSW geht davon aus, dass sie als Selbstverwaltungskörper von den Pflichten des Gesetzes 
nicht erfasst ist, da sie weder unter die wesentlichen Einrichtungen iSd § 24 Abs 1 Z 1 lit d iVm Abs 
4 noch unter die wichtigen Einrichtungen iSd § 24 Abs 2 Z 2 iVm Abs 5 fällt. Zwar sind von der KSW 
auch Aufgaben im übertragenen Wirkungsbereich zu vollziehen, in welchen der Präsident der Kam-
mer an Weisungen des BMAW gebunden ist. Diese Aufgaben des übertragenen Wirkungsbereiches 
vollzieht die KSW dennoch im Rahmen der Selbstverwaltung als Selbstverwaltungskörper und damit 
in gleicher Weise wie die ausdrücklich in Abs. 3 ausgenommenen Gemeinden (vgl. dazu insb. Art 
118 Abs 1 B-VG). Das in Art 2 Abs 5 der RL -

Selbstverwaltungskörper anzuwenden, wenn diesen Aufgaben der öffentlichen Verwaltung übertra-
gen wurden, die andernfalls durch ebensolche Einrichtungen auf lokaler Ebene vollzogen würden. 
 
In Hinblick auf den Regelungszweck der Richtlinie und des Vorhabens, nämlich die Schaffung eines 
hohen Cybersicherheitsniveaus insb. in Schlüsselsektoren, ist deutlich, daß eine Erfassung Einrich-
tungen wie der KSW über das Regelungsziel hinausgehen würde. Aufgabe der KSW wie auch an-
derer Kammern der freien Berufe ist die Administration eines Berufes, dem der Gesetzgeber durch 
Schaffung eines eigenen Berufsgesetzes mit eigener gesetzlicher Vertretung und Selbstverwaltung 
eine besondere Stellung verliehen hat. Demnach unterliegt diese Administration auch keiner unmit-
telbaren Einflußnahme durch die staatliche Verwaltung und ist die Kammer nicht in die staatliche 
Verwaltung integriert (und nicht in die IT der staatlichen Verwaltung eingeschlossen). 
 
Daher regen wir an, dass  ähnlich wie bei der Klarstellung zu Gemeinden, in § 24 Abs 3 sowie zu 
Universitäten etc in Abs 6  dies im Gesetzestext durch Ergänzung des Abs 6 klargestellt wird: 
sowie Selbstverwaltungskörper wie die Kammern der freien Berufe.  

 
 
Diese Stellungnahme wird von der Kammer der Steuerberater:innen und Wirtschaftsprüfer:innen 
dem Präsidium des Nationalrats über nachstehende Internetseite zur Verfügung gestellt. 
https://www.parlament.gv.at/PERK/BET/VPBEST/#AbgabeStellungnahme 
 
 
Wir ersuchen höflich, unsere in dieser Stellungnahme angeführten Vorschläge bzw. Anregungen zu 
berücksichtigen und verbleiben 
 

mit freundlichen Grüßen 
 
 
Mag. Herbert Houf  Mag. Gregor Benesch 
(Präsident)  (Kammerdirektor Stell-

vertreter) 
 
 
Elektronisch gefertigt 

 



 

 
Österreichische Notariatskammer 
Landesgerichtsstraße 20 | 1010 Wien | T +43 1 402 450 90 | F +43 402 450 91 00 | kammer@notar.or.at | ihr-notariat.at 

- -notariat.at/oenk-dse) entsprochen. 
   

 

 
 
An das 

 
 

1010 Wien       
 
 

 
    Wien, am 30.04.2024 

GZ: 211/24 
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Stellungnahme 
 

: 
 

1. Zur Frage der Anwendbarkeit der Bestimmungen auf die Kammern der Freien Berufe 
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Geschäftszahl: 2024-0.220.735 
 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz zur Gewährleistung eines hohen 
Cybersicherheitsniveaus von Netz- und Informationssystemen (Netz- und 
Informationssystemsicherheitsgesetz 2024 – NISG 2024) erlassen wird und das 
Telekommunikationsgesetz 2021 und das Gesundheitstelematikgesetz 2012 geändert 
werden; 
Begutachtungsverfahren 



 

 
Die  d  idF des s 

 . 
 

die Kammern der Freien 
  ersten  in § 24  

: „Einrichtungen im Sektor der öffentlichen 
Verwaltung, deren Tätigkeiten überwiegend in den Bereichen nationale Sicherheit, öffentliche 
Sicherheit, militärische Landesverteidigung oder Strafverfolgung ausgeübt werden sowie 
Einrichtungen des Universitäts-, Hochschul- und Schulwesens, Einrichtungen der Gerichtsbarkeit, 
Einrichtungen der Gesetzgebung, einschließlich der Parlamentsdirektion sowie die Österreichische 
Nationalbank sowie Selbstverwaltungskörper wie die Kammern der freien Berufe auf Bundes- und 
Landesebene gelten nicht als wesentliche oder wichtige Einrichtungen“. A  

 
 

2. Zur Frage der Anwendbarkeit der Bestimmungen auf Unternehmen  
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3. Zu den Bestimmungen betreffend Einsichts- und Kontrollrechte
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An das  
Bundeskanzleramt 
Abteilung 1/8 
Ballhausplatz 2 
1010 Wien 
  
Per E-Mail:: nis@bka.gv.at  

Bearbeiter/-in: KAD Mag. Nicole Hafner-Kragl  
Mag. Elisabeth Kaufmann 
oe@tieraerztekammer.at 

Wien, 30.04.2024 
 
 

Stellungnahme zum Netz- und Informationssystemsicherheitsgesetz 2024 – NISG 2024 
GZ 2024-0.220.735 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Die Österreichische Tierärztekammer erstattet zum Ministerialentwurf betreffend Bundesgesetz, 
mit dem ein Bundesgesetz zur Gewährleistung eines hohen Cybersicherheitsniveaus von Netz- 
und Informationssystemen (Netz- und Informationssystemsicherheitsgesetz 2024 – NISG 2024) 
erlassen wird und das Telekommunikationsgesetz 2021 und das Gesundheitstelematikgesetz 
2012 geändert werden, folgende 
 
     S t e l l u n g n a h m e. 
 
Zu § 24 – Wesentliche und wichtige Einrichtungen 

Der Geltungsbereich des Gesetzes erstreckt sich auf Einrichtung, die als wesentlich bzw. wichtig 
eingeordnet werden. Aus den Erläuterungen geht hervor, dass diese Einstufung von zwei 
Faktoren abhängig ist, nämlich 
- ob eine Einrichtung zumindest einem der SSektoren des § 2, die in den Anlagen 1 und 2 dieses 
Bundesgesetzes näher spezifiziert werden, zuzuordnen ist und 
- ob sie ein mmittleres oder großes Unternehmen ist (sofern die Einstufung als wichtige oder 
wesentliche Einrichtung nicht bereits größenunabhängig erfolgt). 
 
Die Österreichische Tierärztekammer ist als Standesvertretung aller österreichischen 
Tierärztinnen und Tierärzte dazu berufen, die wirtschaftlichen und sozialen Interessen aller 
Tierärztinnen und Tierärzte zu vertreten. Neben dem eigenen Wirkungsbereich erstreckt sich das 
Aufgabengebiet der Kammer auch auf einen übertragenen Wirkungsbereich, der im 
Wesentlichen die Führung der Tierärzteliste beinhaltet.  
 
 



   

Österreichische Tierärztekammer, Hietzinger Kai 87, A-1130 Wien Seite 2/2 
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Die Österreichische Tierärztekammer geht davon aus, dass Sie nicht Adressat dieses Gesetzes ist,  
da sie weder unter die wesentlichen Einrichtungen iSd § 24 Abs 1 noch unter die Definition 
wichtiger Einrichtungen iSd § 24 Abs 2 fällt. Darüber hinaus stellt die Österreichische 
Tierärztekammer auch keine Einrichtung im Sektor der öffentlichen Verwaltung darf, die unter 
vollständiger Aufsicht des Bundes/Landes steht. Dieser übertragene Wirkungsbereich ist aus 
unserer Sicht nicht ausreichend dafür, dass die Österreichische Tierärztekammer als „Einrichtung 
der Öffentlichen Verwaltung auf Bundesebene“ anzusehen ist, zumal der Zweck der Einrichtung 
in der Interessensvertretung liegt und nicht in der Erfüllung im öffentlichen Interesse liegender 
Aufgaben.  
 
Auch in Art 2 Abs. 2 lit f. sublit. ii der Richtlinie (EU) 2022/255 welcher den Anwendungsbereich 
der Richtlinie normiert, wird auf Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung abgestellt, „die nach 
einer risikobasierten Bewertung Dienste erbringt, deren Störung erhebliche Auswirkungen auf 
kritische gesellschaftliche oder wirtschaftliche Tätigkeiten haben könnten“. 
 
Um Rechtsunsicherheiten zu vermeiden, ersuchen wir um eine Klarstellung, wonach die 
Kammern der freien Berufe explizit im Gesetzestext vom Anwendungsbereich ausgenommen 
werden, wie etwa Gemeinden, Gemeindeverbände sowie Einrichtungen des Universitäts-, 
Hochschul- und Schulwesens.  
 
ZZu § 38 - Aufsichtsmaßnahmen in Bezug auf wesentliche und wichtige Einrichtungen 

Der konkrete Umfang der in § 38 Abs. 1 angeführten Aufsichtsmaßnahmen der 
Cybersicherheitsbehörde ist aus unserer Sicht nicht ausreichend präzisiert. Es geht aus dem 
Entwurf nicht hervor, welche Vorgänge von der behördlichen Einschau erfasst sein sollen. 
Weiters erachten wir einen direkten Zugriff auf IT-Systeme gemäß der Richtlinie als nicht 
erforderlich und überschießend. Aus unserer Sicht darf hier ohne einen richterlichen Beschluss 
nicht auf ein System des Unternehmens zugegriffen werden. 
 
 
Die Österreichische Tierärztekammer ersucht höflich um Berücksichtigung der vorgenannten 
Einwände. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Mag. Kurt Frühwirth e.h. 
Präsident der Österreichischen Tierärztekammer 
 



 
 
An das 
Bundeskanzleramt 
Sektion I - Präsidium 
Abteilung I/8 - Technologie- und Daten Management, 
Cybersicherheit und Krisenrechenzentrum 
 
Ergeht per E-Mail an: 
nis@bka.gv.at 
 
Via Website an Parlamentsdirektion 

Wien, 30. 4. 2024 
 KAD HR Dr. Kr/Mag. Ro.- 

 
 
Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes mit dem ein Bundesgesetz zur 

Gewährleistung eines hohen Cybersicherheitsniveaus von Netz- 
und Informationssystemen (Netz- und 
Informationssystemsicherheitsgesetz 2024 – NISG 2024) 
erlassen wird und das Telekommunikationsgesetz 2021 und das 
Gesundheitstelematikgesetz 2012 geändert werden 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Zum im Betreff genannten Begutachtungsentwurf gibt die Österreichische 

Zahnärztekammer binnen offener Frist folgende Stellungnahme ab: 

 

Die geplante rechtzeitige innerstaatliche Umsetzung der NIS-2-Richtlinie ist zwar 

grundsätzlich zu begrüßen, es ergeben sich jedoch aufgrund der weiten und 

teilweise unbestimmten Formulierungen einige Unklarheiten, insbesondere wer 

überhaupt vom NISG 2024 betroffen ist.  

 

Der Entwurf normiert in § 24 Abs. 3 Z 3, dass Einrichtungen, die ermächtigt sind, 

im Rahmen ihrer gesetzlich übertragenen Aufgaben Bescheide zu erlassen, die 

Rechte Einzelner im grenzüberschreitenden Personen-, Waren-, Dienstleistungs- 

oder Kapitalverkehr berühren, Einrichtungen im Sektor der öffentlichen 

Verwaltung sind. Ausgenommen sind ausdrücklich Gemeinden und 

Gemeindeverbände, sowie die in Abs. 6 genannten Einrichtungen (so gelten etwa 

Universitäten „nicht als wesentliche oder wichtige Einrichtungen“). 

Körperschaft öffentlichen Rechts 
Mitglied der Fédération Dentaire 

Internationale 
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Die Österreichische Zahnärztekammer regt daher aus gleichheitsrechtlichen 

Gründen dringend an, von der in der NIS-2-Richtlinie enthaltenen Öffnungsklausel 

Gebrauch zu machen und auch die Selbstverwaltungskörper wie die Kammern der 

freien Berufe, zu denen auch die Österreichische Zahnärztekammer zählt, in die 

Ausnahmebestimmung des Abs. 6 ausdrücklich aufzunehmen. Alternativ sollte 

eine Klarstellung in den Erläuterungen zum Gesetz erfolgen. 

 

Im Falle, dass die Selbstverwaltungskörper nicht vom Anwendungsbereich dieses 

Gesetzes ausgenommen werden, möchten wir hinsichtlich der Bestimmungen der 

§§ 38, 39 und 42, 43 allgemein folgende Bedenken äußern: 

 

Die Zuständigkeiten der Cybersicherheitsbehörde im vorliegenden Entwurf sind 

äußerst umfassend ausgestaltet. Derart weitreichende Befugnisse einer nicht 

unabhängigen Behörde stehen im offenkundigen Widerspruch zu den Grundsätzen 

eines Rechtsstaats. Insbesondere ist unklar, welche Vorgänge von einer 

behördlichen Einschau gemäß § 38 Abs. 1 Z 1 erfasst sein sollen und wie bzw. in 

welchem Umfang ein sogenannter „Fernzugriff“ erfolgen kann. Weiters ist mangels 

Definition unklar, was konkret unter einer „Ad-hoc-Prüfung“ in Z 5 zu verstehen 

ist. 

 

Auch die Ausgestaltung der Datenschutzbestimmungen des § 42 und der 

Ermächtigungen zur Datenübermittlung des § 43 ist aus Sicht der Österreichischen 

Zahnärztekammer überschießend.  

 

Im Übrigen schließt sich die Österreichische Zahnärztekammer der Stellungnahme 

der Bundeskonferenz der Freien Berufe Österreichs (BUKO) vollinhaltlich an. 

 

Die Österreichische Zahnärztekammer ersucht, die aufgeworfenen Punkte zu 

berücksichtigen und verbleibt 

mit vorzüglicher Hochachtung 

 

 
Dr. B. Vetter-Scheidl  

Präsidentin 


